
deren Fällen — meistens wird es sieh bei den Tätern 
um die dreistesten und rücksichtslosesten Störer un­
serer Ordnung handeln — werden Waren in großem 
Umfange aufgekauft, um sie in einem einzigen, häufig 
sehr sorgfältig vorbereiteten Transport zu verschieben 
und dadurch einen unverhältnismäßig großen Gewinn zu 
erzielen, ohne daß eine Wiederholungsabsicht vorliegt. 
Dabei ist zu beachten, daß das Verhalten des Täters, 
der — z. B. unter Ausnutzung ihm gegebener Möglich­
keiten von Großtransporten — einmal erhebliche 
Warenmengen illegal ein- oder ausführt, wesentlich 
gefährlicher sein kann als die Tat desjenigen, der öfter 
geringe Mengen transportiert, wenn auch die Schäd­
lichkeit dieser Handlungsweise nicht verkleinert wer­
den soll. Im übrigen verschafft sich derjenige, der 
große Warenmengen auf einmal verbotenerweise trans­
portiert, in den meisten Fällen ein viel größeres zu­
sätzliches Einkommen als derjenige, der öfter kleine 
Mengen ohne Warenbegleitschein befördert. Aber auch 
auf die Menge der in einem Transport verschobenen 
Waren kommt es nicht entscheidend an. Auch der ein­
malige Transport qualitativ hochwertiger Waren in 
geringer Menge — ohne daß der Tatbestand der Zif­
fer 7 des § 2 Abs. 2 HSchG gegeben ist — kann bei der 
dadurch gebotenen Möglichkeit eines großen Gewinnes 
die Annahme begründen, daß der Täter gewerbsmäßig 
gehandelt hat. Daher enthalten die Ausführungen des 
Landgerichts über die Gewerbsmäßigkeit insofern 
einen richtigen Kern, als sie von Geschäften sprechen, 
die in „gewerbstätiger“ Gesinnung betrieben werden. 
Mit dieser Formulierung soll offenbar der Fall getrof­
fen werden, in dem ohne Wiederholungsabsicht das für 
die Annahme der Gewerbsmäßigkeit erforderliche Ge­
winnstreben bereits in einer einmaligen Handlung zu 
erblicken ist.

Daher sind also auch bei einer einmaligen Tat, die 
nicht in Wiederholungsabsicht begangen wird, die Vor­
aussetzungen für die Annahme der Gewerbsmäßigkeit 
dann gegeben, wenn der erstrebte Gewinn dies ent­
sprechend den vorstehenden Ausführungen recht­
fertigt.

Im vorliegenden Fall ist das Landgericht allerdings 
zu irrigen Ergebnissen gekommen. Die für das Vorlie­
gen der Gewerbsmäßigkeit bei einer Einzeltat ange- 
stellten Betrachtungen waren hier nicht erforderlich, 
weil mehrere Transporte, darüber hinaus aber auch 
Wiederholungsabsicht und Gewinnstreben Vorlagen; 
deshalb hätte das Landgericht bei dem festgestellten 
Sachverhalt zu einer Bejahung der Gewerbsmäßigkeit 
kommen müssen. Nach seinen Feststellungen hatte der 
Angeklagte aus Anlaß des Sonderangebots von 
Strümpfen den Entschluß gefaßt, diese Gelegenheit 
auszunutzen und so viel Strümpfe wie möglich nach 
Westberlin zu schaffen, um sie dort mit Gewinn zu ver­
kaufen. Er hatte also die Absicht, sich eine Einnahme­
quelle zu verschaffen. Daß diese nur auf den Zeitraum 
beschränkt war, in dem verbilligte Strümpfe von der 
Handelsorganisation angeboten wurden, kann der Tat 
den Charakter der Gewerbsmäßigkeit nicht nehmen. 
Auch wenn diese Gelegenheit nur die Möglichkeit für 
zwei oder drei Fahrten nach Westberlin bot, sollte sie 
dem Angeklagten eine Einnahmequelle für eine ge­
wisse Dauer verschaffen. Das Landgericht überspannt 
in seinen Ausführungen den Begriff der Einnahme­
quelle von gewisser Dauer. Es kommt bei diesem nicht 
so sehr auf die Länge der Zeit an, innerhalb deren die 
Voraussetzungen für die unzulässigen Transporte ge­
geben sind. Es genügt, wenn der Angeklagte die ge­
gebene Möglichkeit solange ausnutzt, wie sie besteht, 
um sich dadurch einen Gewinn zu verschaffen. Im vor­
liegenden Fall hat der Angeklagte nicht nur zwei, son­
dern drei Transporte nach Westberlin unternommen. 
Wenn auch der erste Transport nicht mehr zur An­
klage steht, weil er durch einen Wirtschaftsstrafbe­
scheid abgeurteilt worden ist, so kann er doch für die 
Beantwortung der Frage nach den tatsächlichen Vor­
aussetzungen der Gewerbsmäßigkeit herangezogen 
werden. Der Senat hat in diesem Zusammenhang be­
reits ausgeführt, daß auch ungenehmigte Transporte, 
die vor Erlaß des Gesetzes zum Schutze des innerdeut­
schen Handels durchgeführt worden sind, für die Fest­
stellung der Gewerbsmäßigkeit berücksichtigt werden 
können. Dies muß auch für den Fall einer früheren 
Bestrafung durch einen Wirtschaftsstrafbescheid gel­
ten. Berücksichtigt man ferner, daß der Angeklagte

selbst oder mit Hilfe der Angeklagten D. und W. an­
nähernd 500 Paar Strümpfe nach Berlin geschafft hat 
bzw. dorthin zu bringen versucht hat, dann können 
auch nach der Menge der transportierten Ware der 
Bejahung des Gewinnstrebens des Angeklagten keine 
Bedenken entgegenstehen. Daher hätte der Angeklagte 
T. wegen Verbrechens nach § 2 Abs. 2 Ziff. 6 HSchG 
bestraft werden müssen.

Dem Generalstaatsanwalt ist auch darin zuzustim­
men, daß bei den Angeklagten D. und W. die Voraus­
setzungen für eine Bestrafung lediglich wegen Bei­
hilfe zu der Tat des Angeklagten T. nicht gegeben sind.
Die Begründung des angefochtenen Urteils, daß diese 
Angeklagten nur als „Träger“ für den Angeklagten T. 
tätig gewesen seien und die Tat nicht „als ihre eigene“ 
gewollt hätten, ist nicht geeignet, die Verurteilung 
wegen Beihilfe an Stelle der Verurteilung wegen Mit­
täterschaft zu rechtfertigen. Das Landgericht hat über­
sehen, daß nach dem Gesetz zum Schutze des inner­
deutschen Handels derjenige bestraft wird, der es un­
ternimmt, ohne Genehmigung Waren zu transportie­
ren. Es kommt dabei nicht darauf an, daß dem Täter 
die von ihm transportierten Waren gehören bzw. der 
Transport der Waren in seinem Interesse erfolgt oder 
ob er die Waren für einen anderen und in dessen Inter­
esse transportiert. Die Bewegung der Waren ohne Ge­
nehmigung und schon das Unternehmen hierzu erfüllt 
den Tatbestand des selbständigen und vollendeten 
Delikts. Wenn der Täter den Transport also selbst 
durchführt oder auch nur in Gemeinschaft mit an­
deren Personen daran beteiligt ist, muß er als Täter 
bestraft werden und kann nicht als Helfer angesehen 
werden. Wenn auch die Beihilfe zum Unternehmen 
einer strafbaren Tat begrifflich nicht ausgeschlossen 
ist, so wird doch praktisch ein Fall der Beihilfe zum 
Unternehmen einer strafbaren Handlung nur in den 
seltensten Fällen denkbar sein. Zutreffend hat auch 
in diesem Sinne das Oberlandesgericht in Dresden in 
einem Urteil vom 30. Juli 1951 — 31-133/51 — ausge­
führt, daß Beihilfe dann nicht vorliegt, wenn „sich der 
an der Tat Beteiligte unmittelbar selbst bei dem Trans­
port der Waren betätigt hat“. Daher hätten die Ange­
klagten D. und W., die im übrigen nicht gewerbsmäßig 
gehandelt haben, wegen eines Vergehens nach § 2 Abs. 1 
HSchG als Mittäter bestraft werden müssen.

Auch hinsichtlich der Tat des Angeklagten L. ist, wie 
der Generalstaatsanwalt zutreffend festgestellt hat, die 
rechtliche Würdigung fehlerhaft. Hier hat das Land­
gericht allerdings zunächst seine Pflicht zur Erfor­
schung der Wahrheit im Sinne des § 244 StPO verletzt.
Es ist infolgedessen nur zu einer Verurteilung aus § 5 
Abs. 1 Ziff. 1 WStVO gekommen, da der Angeklagte 
bewirtschaftete Erzeugnisse ohne Bezugsberechtigung 
bezogen und abgegeben habe. Die Anwendung des Ge­
setzes zum Schutze des innerdeutschen Handels hat das 
Landgericht mit der Begründung abgelehnt, dem An­
geklagten habe nicht nachgewiesen werden können, daß 
er die Absicht des Angeklagten T., die Strümpfe nach 
Westberlin zu bringen, gekannt habe. Diese Feststel­
lung steht mit dem Akteninhalt in offenem Wider­
spruch. Bereits in seiner Vernehmung vor der Volks­
polizei am 5. Oktober 1950 hat der Angeklagte L. zu­
gegeben, die Strümpfe in Kenntnis der Tatsache, daß 
sie nach Westberlin gebracht werden sollten, aufge­
kauft und T. übergeben zu haben.. Auch in seiner rich­
terlichen Vernehmung vom 7. Oktober 1950 hat er diese 
Angaben wiederholt. In der Hauptverhandlung hat er 
dies noch einmal bestätigt. Wenn das Gericht seiner 
Pflicht zur Wahrheitserforschung nachgekommen wäre, 
hätte es nicht zu der entgegenstehenden Feststellung im 
Urteil kommen können. Diese Feststellung erscheint 
auch deshalb unglaubhaft, weil allein durch einen Ver­
kauf der Strümpfe in Westberlin ein Verdienst erzielt 
werden konnte; innerhalb der Deutschen Demokra­
tischen Republik war die Möglichkeit, die Strümpfe zu 
erhöhten Preisen wieder abzusetzen, infolge des An­
gebots in den Geschäften der Handelsorganisation gar v
nicht gegeben. Hatte der Angeklagte L. aber die 
Strümpfe nur deswegen gekauft und T. übergeben, 
damit dieser sie nach Westberlin schaffte, dann hat er 
bei dem Unternehmen des Transportes, das durch ihn 
erst ermöglicht wurde, als Täter mitgewirkt. Dies er­
gibt sich — wie bereits oben ausgeführt — aus dem 
Begriff des Unternehmens eines Transports, das das 
Gesetz zum Schutze des innerdeutschen Handels unter
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